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AsylG 2005 83 Abs1

AsylG 2005 83 Abs5

B-VG Art.130 Abs1 Z3

B-VG Art.133 Abs4

VWGVG 88 Abs1

. AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013
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IS

AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8§ 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

I o e

B-VG Art. 130 heute

B-VG Art. 130 gultig ab 01.02.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 14/2019

B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2019 bis 31.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 130 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2015 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 101/2014
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 115/2013
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.1998 bis 31.12.2003zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 87/1997
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.1991 bis 31.12.1997zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 685/1988
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1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 gtiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
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7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gliltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VWGVG 8 8 heute
2. VwGVG § 8 gultig ab 01.01.2014

Spruch
W226 2120345-1/7E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. WINDHAGER als Einzelrichter Uber die Beschwerde des
XXXX, geb. XXXX, StA. FEritrea, vertreten durch den Migrantinnenverein St. Marx, wegen Verletzung der
Entscheidungspflicht durch das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl nach Durchfihrung einer muandlichen
Verhandlung am 28.04.2016 zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. WINDHAGER als
Einzelrichter Uber die Beschwerde des romisch 40 , geb. romisch 40 , StA. Eritrea, vertreten durch den
Migrantinnenverein St. Marx, wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch das Bundesamt flir Fremdenwesen
und Asyl nach Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung am 28.04.2016 zu Recht:

A)

Dem Antrag auf internationalen Schutz vom 05.07.2014 wird gemal3 8 3 Abs. 1 Asylgesetz 2005 stattgegeben und XXXX
der Status eines Asylberechtigten zuerkannt.Dem Antrag auf internationalen Schutz vom 05.07.2014 wird gemal3
Paragraph 3, Absatz eins, Asylgesetz 2005 stattgegeben und romisch 40 der Status eines Asylberechtigten zuerkannt.

GemalR8 3 Abs. 5 AsylG 2005 wird festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft
zukommt.Gemal Paragraph 3, Absatz 5, AsylG 2005 wird festgestellt, dass rémisch 40 damit kraft Gesetzes die
Fluchtlingseigenschaft zukommt.

B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaf Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

Der Beschwerdefihrer reiste illegal nach Osterreich ein und stellte am 05.07.2014 den gegenstandlichen Antrag auf

internationalen Schutz. Dabei gab er an, Staatsangehoriger von Eritrea zu sein.

Am selben Tag fand vor einem Organ des offentlichen Sicherheitsdienstes die niederschriftliche Erstbefragung des
Beschwerdefihrers statt. Im Februar 2014 habe er Eritrea illegal verlassen und sei zu Ful3 in den XXXX gegangen. In

Eritrea lebten noch seine Eltern und vier Geschwister sowie seine Ehefrau mit drei Kindern. Befragt, warum er seinen
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Herkunftsstaat verlassen habe, antwortete der Beschwerdefuhrer, dass er lange Zeit Soldat gewesen sei, aber ohne
Bezahlung. Er sei vom Militér und aus seinem Land geflichtet. Deshalb beflirchte er seinen Tod.Am selben Tag fand
vor einem Organ des offentlichen Sicherheitsdienstes die niederschriftliche Erstbefragung des Beschwerdefuhrers
statt. Im Februar 2014 habe er Eritrea illegal verlassen und sei zu Ful3 in den rémisch 40 gegangen. In Eritrea lebten
noch seine Eltern und vier Geschwister sowie seine Ehefrau mit drei Kindern. Befragt, warum er seinen Herkunftsstaat
verlassen habe, antwortete der BeschwerdefUhrer, dass er lange Zeit Soldat gewesen sei, aber ohne Bezahlung. Er sei
vom Militdr und aus seinem Land gefllichtet. Deshalb beflirchte er seinen Tod.

Am 07.08.2014 wurde der Beschwerdefiihrer zum Verfahren zugelassen.

Am 02.07.2015 gab die Rechtsvertretung des Beschwerdefiihrers ihre Vertretung bekannt und ersuchte um baldige
weitere Bearbeitung des Verfahrens.

Am 15.09.2015 brachte der vertretene Beschwerdeflhrer eine SGumnisbeschwerde ein.

Die gegenstandliche Sdumnisbeschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten wurden vom Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl vorgelegt und sind am 29.01.2016 beim Bundesverwaltungsgericht eingelangt.

Mit Schreiben vom 04.03.2016 wurden der Beschwerdefuhrer und das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl zu
einer mundlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht am 28.04.2016 geladen.

Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl teilte dem Bundesverwaltungsgericht mit Schreiben vom 09.03.2016 mit,
dass die Teilnahme eines informierten Vertreters an der Verhandlung aus dienstlichen und personellen Grinden nicht
moglich sei und beantragte die Abweisung der Beschwerde.

Das Bundesverwaltungsgericht fihrte am 28.04.2016 in Anwesenheit einer Dolmetscherin flr die Sprache Tigrinya und
im Beisein des Rechtsvertreters des Beschwerdeflhrers eine 6ffentliche mundliche Verhandlung durch, in welcher der
Beschwerdefuhrer ausfuhrlich zu seinen Fluchtgriinden befragt wurde.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat Uber die zuldssige Beschwerde erwogenrdmisch zwei. Das
Bundesverwaltungsgericht hat Uber die zuldssige Beschwerde erwogen:

1. Feststellungen:

Der entscheidungsrelevante Sachverhalt steht fest. Auf Grundlage des Antrages auf internationalen Schutz vom
05.07.2014, der Einvernahmen des Beschwerdeflhrers durch die Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes, der
Einsichtnahme in die bezughabenden Verwaltungsakten, in das Zentrale Melderegister, Fremdeninformationssystem,
Strafregister und Grundversorgungs-Informationssystem sowie auf Grundlage der vor dem Bundesverwaltungsgericht
durchgefiihrten mundlichen Verhandlung am 28.04.2016 werden folgende Feststellungen getroffen und der
Entscheidung zugrunde gelegt:

1.1. Zur Person und zu den Fluchtgrinden des Beschwerdefihrers:
Der BeschwerdefUhrer ist Staatsangehdriger von Eritrea. Er bekennt sich zum christlichen Glauben.

Der Beschwerdefiihrer reiste im Februar 2014 illegal aus Eritrea aus, reiste illegal nach Osterreich ein und stellte am
05.07.2014 einen Antrag auf internationalen Schutz.

Der Beschwerdeflhrer hat Eritrea verlassen, weil er nach XXXX Jahren Militdrdienst/Nationaldienst und wegen den
sehr schlechten finanziellen Situation den Wehrdienst in Eritrea nicht mehr absolvieren wollte. Er Uberquerte zu FuR
die Grenze zum XXXX, Militdrangehdrige haben sich in der Folge bei seiner Ehegattin nach ihm erkundigt.Der
Beschwerdefiihrer hat Eritrea verlassen, weil er nach rémisch 40 Jahren Militardienst/Nationaldienst und wegen den
sehr schlechten finanziellen Situation den Wehrdienst in Eritrea nicht mehr absolvieren wollte. Er Uberquerte zu Full
die Grenze zum rémisch 40, Militdrangehdrige haben sich in der Folge bei seiner Ehegattin nach ihm erkundigt.

Festgestellt wird daher, dass dem Beschwerdeflihrer deshalb eine der Regierung gegenliber oppositionelle politische
Gesinnung unterstellt wird, weshalb es unter Berlcksichtigung der aktuellen Landerfeststellungen im Fall einer
Riackkehr der Beschwerdefihrerin nach Eritrea maligeblich wahrscheinlich ist, dass der Beschwerdeflihrer
Verfolgungshandlungen zu beflirchten hatte.

Der Beschwerdefiihrer ist in Osterreich strafgerichtlich unbescholten.

1.2. Zur mal3geblichen Situation in Eritrea:



"Politische Lage

Eritrea ist nach Siidsudan das zweitjlingste und eines der drmsten Lander Afrikas. Nachdem es 1962 von Athiopien
unter Kaiser Haile Selassie annektiert wurde, entbrannte ein 30-jahriger Unabhangigkeitskampf, der am 24.5.1993 in
die formelle und vélkerrechtlich anerkannte Unabhéngigkeit miindete. Seit dem Grenzkrieg mit Athiopien (Mai 1998
bis Juni 2000) ist der demokratische Prozess in Eritrea zum Stillstand gekommen. Prasident Isaias Afewerki regiert das
Land unter Hinweis auf den ungelosten Grenzkonflikt ohne demokratische Kontrolle, gestitzt auf die
Sicherheitsbehdrden und den Apparat der einzigen zugelassenen Partei PFD] (People's Front for Democracy and
Justice). Die nach westlichem Vorbild geschaffene Verfassung wurde am 23.5.1997 durch die provisorische
Nationalversammlung angenommen (AA August 2015). Diese fordert einen "bedingten" politischen Pluralismus und
eine gewahlte Nationalversammlung mit 150 Sitzen, die den Prasidenten aus den eigenen Reihen wahlen sollte. Doch
dieses System wurde nie umgesetzt, da die fir 2001 vorgesehenen nationalen Wahlen unbegrenzt verschoben wurden
(FH 23.1.2014; vgl. UKFCO 10.4.2014). Die Verfassung von 1997 ist nicht in Kraft getreten (AA 10.2013a). 2004 wurden
Regionalwahlen durchgefiihrt, aber diese waren von der PFDJ orchestriert und boten den Wahlern keine echte Wahl.
Die PFDJ und das Militar, beide streng Prasident Isaias untergeordnet, sind in der Praxis die einzigen Institutionen mit
politischer Bedeutung (FH 23.1.2014; vgl. UKFCO 10.4.2014). Seit der Unabhangigkeit 1993 sind weder
Prasidentschafts- noch Parlamentswahlen durchgefihrt worden (AA August 2015). Alle wesentlichen Entscheidungen
werden vom Présidenten getroffen. Es gibt keine Gewaltenteilung. Das Ubergangsparlament besteht aus 150
Abgeordneten, von denen 75 der allein zugelassenen Staatspartei PFDJ (Peopless Front for Democracy and Justice)
angehoren. Es tritt nur auf Anforderung des Prasidenten zusammen (zuletzt 2001) ist also faktisch inaktiv. Die
innenpolitische, wirtschaftliche und soziale Lage in Eritrea wird seit Jahren in erster Linie durch den ungeldsten
Grenzkonflikt mit Athiopien bestimmt. Folgen sind unter anderem die weitgehende Militarisierung der Gesellschaft
und ein Zuruckdrangen der Privatwirtschaft durch staatlich gelenkte Wirtschaftsunternehmen (AA 10.2013a). Eritrea ist
keine Wahldemokratie. Die Volksfront fir Demokratie und Gerechtigkeit (PFDJ) wurde 1994 als Nachfolger der EPLF
geschaffen und ist die einzige legale politische Partei. Anstatt sich in Richtung eines demokratischen Systems zu
bewegen, wurde die PFD)-Regierung seit Ende des Krieges mit Athiopien stark autoritir (FH 23.1.2014; vgl. UKFCO
10.4.2014).Eritrea ist nach Stdsudan das zweitjuingste und eines der armsten Lander Afrikas. Nachdem es 1962 von
Athiopien unter Kaiser Haile Selassie annektiert wurde, entbrannte ein 30-jahriger Unabhéngigkeitskampf, der am
24.5.1993 in die formelle und vélkerrechtlich anerkannte Unabhéangigkeit miindete. Seit dem Grenzkrieg mit Athiopien
(Mai 1998 bis Juni 2000) ist der demokratische Prozess in Eritrea zum Stillstand gekommen. Prasident Isaias Afewerki
regiert das Land unter Hinweis auf den ungeldsten Grenzkonflikt ohne demokratische Kontrolle, gestutzt auf die
Sicherheitsbehérden und den Apparat der einzigen zugelassenen Partei PFD) (People's Front for Democracy and
Justice). Die nach westlichem Vorbild geschaffene Verfassung wurde am 23.5.1997 durch die provisorische
Nationalversammlung angenommen (AA August 2015). Diese fordert einen "bedingten" politischen Pluralismus und
eine gewahlte Nationalversammlung mit 150 Sitzen, die den Prasidenten aus den eigenen Reihen wahlen sollte. Doch
dieses System wurde nie umgesetzt, da die fir 2001 vorgesehenen nationalen Wahlen unbegrenzt verschoben wurden
(FH 23.1.2014; vergleiche UKFCO 10.4.2014). Die Verfassung von 1997 ist nicht in Kraft getreten (AA 10.2013a). 2004
wurden Regionalwahlen durchgefihrt, aber diese waren von der PFDJ orchestriert und boten den Wahlern keine echte
Wahl. Die PFD) und das Militdr, beide streng Prasident lsaias untergeordnet, sind in der Praxis die einzigen
Institutionen mit politischer Bedeutung (FH 23.1.2014; vergleiche UKFCO 10.4.2014). Seit der Unabhangigkeit 1993 sind
weder Prasidentschafts- noch Parlamentswahlen durchgefihrt worden (AA August 2015). Alle wesentlichen
Entscheidungen werden vom Présidenten getroffen. Es gibt keine Gewaltenteilung. Das Ubergangsparlament besteht
aus 150 Abgeordneten, von denen 75 der allein zugelassenen Staatspartei PFDJ (People¢s Front for Democracy and
Justice) angehdren. Es tritt nur auf Anforderung des Prdsidenten zusammen (zuletzt 2001) ist also faktisch inaktiv. Die
innenpolitische, wirtschaftliche und soziale Lage in Eritrea wird seit Jahren in erster Linie durch den ungeldsten
Grenzkonflikt mit Athiopien bestimmt. Folgen sind unter anderem die weitgehende Militarisierung der Gesellschaft
und ein Zuruckdrangen der Privatwirtschaft durch staatlich gelenkte Wirtschaftsunternehmen (AA 10.2013a). Eritrea ist
keine Wahldemokratie. Die Volksfront fir Demokratie und Gerechtigkeit (PFDJ) wurde 1994 als Nachfolger der EPLF
geschaffen und ist die einzige legale politische Partei. Anstatt sich in Richtung eines demokratischen Systems zu
bewegen, wurde die PFDJ-Regierung seit Ende des Krieges mit Athiopien stark autoritdr (FH 23.1.2014; vergleiche
UKFCO 10.4.2014).
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Sicherheitslage

Die innenpolitische Lage ist relativ ruhig, es bestehen aber gewisse Spannungen. Die Beziehungen zu Athiopien bleiben
trotz des Friedensabkommens vom 12.12.2000 angespannt. Die Friedensmission der Vereinten Nationen (UNMEE) hat
sich temporar von Eritrea zurtickgezogen. Die Entwicklung ist ungewiss (EDA 17.11.2014). Die athiopische Armee stiel3
im Marz 2012 zweimal nach Eritrea vor und gab erfolgreiche Angriffe gegen Lager bekannt, in denen Armeeangaben
zufolge &thiopische bewaffnete Oppositionsgruppen eine Ausbildung absolvierten. Athiopien beschuldigte Eritrea,
Rebellen zu unterstiitzen, die im Jadnner in Athiopien eine Gruppe européischer Touristen angriffen. Die Bewaffneten,
die die Verantwortung fur den Vorfall Gbernahmen, gaben an, keine Lager in Eritrea zu unterhalten. Im Juli berichtete
die UN-Uberwachungsgruppe fur Somalia und Eritrea, dass die Unterstiitzung Eritreas fir al Shabaab in Somalia
zurlickgegangen sei, Eritrea aber weiterhin bewaffnete Oppositionsgruppen der Nachbarldnder, insbesondere aus
Athiopien, bei sich aufnehme. Im Bericht hield es weiter, dass eritreische Beamte in den Handel mit Waffen und
Menschen verwickelt seien. Etwa Mitte des Jahres 2012 gab es Berichte, die darauf hindeuteten, dass die Regierung
aus unbekannten Grinden Waffen an die Zivilbevolkerung ausgab (Al 23.5.2013).

Quellen:

e Strichaufzahlung
Al - Amnesty International (23.5.2013): Amnesty International Report 2013 - Zur weltweiten Lage der
Menschenrechte - Eritrea, http://www.ecoi.net/local_link/247944/374078_de.html, Zugriff 17.11.2014

e Strichaufzahlung
EDA - Eidgendssisches Departement fur auswartige Angelegenheiten (17.11.2014): Reisehinweise Eritrea,
http://www.eda.admin.ch/eda/de/home/travad/hidden/hidde2/eritre.html, Zugriff 17.11.2014

Rechtsschutz/Justizwesen

Das Gesetz und die nicht umgesetzte Verfassung sehen eine unabhangige Justiz vor, doch in der Praxis ist die Justiz
nicht unparteiisch und unabhangig. Die Kontrolle der Exekutive Uber die Justiz bleibt bestehen. Korruption innerhalb
der Justiz stellt ein Problem dar. Das Biuro des Prdsidenten wird in Zivilangelegenheiten oft als Schlichter oder
Vermittler fir die Gerichte tatig. Die Justiz leidet unter einem Mangel an ausgebildetem Personal, inadaquater
Finanzierung und schlechter Infrastruktur (USDOS 27.2.2014). Die Reform der Justiz geht schleppend voran. Das
athiopische Strafgesetzbuch und die athiopische Strafprozessordnung sind weiterhin in Kraft. Anfang 2015 wurden ein
neues Strafgesetzbuch und eine neue Zivil- und Strafprozessordnung vorgelegt, wobei noch keine englischsprachige
Ubersetzung existiert. Neben der ordentlichen Gerichtsbarkeit existieren Militdr- und Sondergerichte, die auch fiir die
Ahndung von Korruptionsfallen und von Kapitaldelikten zustandig sind. In Verfahren vor diesen Gerichten gibt es keine
offentliche Verhandlung, keinen anwaltlichen Beistand und keine Moglichkeit, Rechtsmittel einzulegen. Es gibt keine
Beschrankung des Strafmales, obwohl die Todesstrafe tatsachlich nicht ausgesprochen oder zumindest nicht
vollstreckt zu werden scheint. Eine Strafverfolgung aus politischen Grinden ist nicht auszuschlieRen. Zur
Strafverfolgungspraxis (Tatbestande, StrafmalR) liegen keine Informationen vor. Verhaftungen ohne Haftbefehl und
ohne Angabe von Griinden sind Ublich. Umgekehrt werden Haftlinge auch ohne Angabe von Grinden freigelassen (AA



August 2015).
Quellen:

e Strichaufzahlung
AA - Auswartiges Amt (August 2015): Bericht Gber die asyl- und abschieberelevante Lage in Eritrea

e Strichaufzahlung
USDOS - U.S. Department of State (27.2.2014): Country Report on Human Rights Practices 2013 - Eritrea,
http://www.ecoi.net/local_link/270704/400788_de.html, Zugriff 18.11.2014

Sicherheitsbehorden

Die Polizei ist fur die Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit verantwortlich und die Armee flr die duRere Sicherheit.
Doch die Regierung setzt manchmal die Streitkrafte, die Reserve, demobilisierte Soldaten oder neu einberufene
Zivilisten ein, um innere und auBere Sicherheitsanforderungen zu erfillen. Agenten des Nationalen Sicherheitsbiros,
das dem Prasidentenburo unterstellt ist, sind fur die Verhaftung von Personen verantwortlich, die verdachtigt werden,
die nationale Sicherheit zu gefdhrden. Die Streitkrafte haben die Befugnis, Zivilisten anzuhalten und zu verhaften.
Generell spielt die Polizei in Fallen der nationalen Sicherheit keine Rolle (USDOS 27.2.2014).

Militar, Polizei und Sicherheitsdienste tben eine fast vollstandige Kontrolle Gber das politische und gesellschaftliche
Leben aus. Sie verfligen Uber weitreichende Vollmachten, die allerdings nicht immer eine gesetzliche Grundlage
haben. (AA August 2015).

Quellen:

e Strichaufzahlung
AA - Auswartiges Amt (August 2015): Bericht Gber die asyl- und abschieberelevante Lage in Eritrea

e Strichaufzahlung
USDOS - U.S. Department of State (27.2.2014): Country Report on Human Rights Practices 2013 - Eritrea,
http://www.ecoi.net/local_link/270704/400788_de.html, Zugriff 18.11.2014

Folter und unmenschliche Behandlung

Das Gesetz und die nicht umgesetzte Verfassung verbieten Folter. Jedoch sind Folter und Schlage in Gefangnissen und
Anhaltezentren institutionalisiert. Der Mangel des Zuganges zu den Haftzentren macht es unmoglich, die Anzahl der
durch Folter und schlechten Haftbedingungen umgekommenen Personen, festzustellen (USDOS 27.2.2014). Gefangene
werden geschlagen, in schmerzhaften Positionen gefesselt und extremen Witterungsbedingungen ausgesetzt sowie
Uber lange Zeitraume in Einzelhaft gehalten (Al 23.5.2013)

Quellen:

e Strichaufzahlung
Al - Amnesty International (23.5.2013): Amnesty International Report 2013 - Zur weltweiten Lage der
Menschenrechte - Eritrea, http://www.ecoi.net/local_link/247944/374078_de.html, Zugriff 18.11.2014

e -Strichaufzahlung
USDOS - U.S. Department of State (27.2.2014): Country Report on Human Rights Practices 2013 - Eritrea,
http://www.ecoi.net/local_link/270704/400788_de.html, Zugriff 18.11.2014

Wehrdienst / National Service

Die Wehrdienst-Proklamation 82/1995 legt fest, dass alle Eritreer zwischen 18 und 40 Jahren die gesetzliche Pflicht
haben, aktiv Wehrdienst zu absolvieren, was sechs Monate an militarischem Training und 12 Monate an aktiven
Militardienst beinhaltet (Art. 8). Reservedienste sind bis zum Alter von 50 Jahren vorgesehen. Allerdings wurde die
Einberufung auf unbestimmte Zeit 2002 mit der EinfUhrung der Warsai Yikaalo Development Campaign (WYDC)
institutionalisiert. In der Proklamation sind von der Wehrpflicht ausgenommen: Behinderte (Art. 15) und Personen, die
ihren Wehrdienst schon vor der Bekanntmachung der Proklamation erflllt haben sowie Kampfer im
Unabhangigkeitskrieg (Art. 12). Es ist auch festgeschrieben, dass Untaugliche 18 Monate Dienstleistungen in einem
BuUro absolvieren sollen und gegebenenfalls entsprechend ihrer Moglichkeiten im Fall einer Notfallsverordnung zu
dienen haben (Art. 13). Art. 14 bietet zeitliche Ausnahmen oder einen Aufschub zB fir Studenten, die an der



Universitat immatrikuliert sind. Zusatzlich gibt es noch politische Ausnahmen zB flr schwangere oder stillende Frauen.
Geistliche der vier anerkannten Religionen wurden von der Wehrpflicht ausgenommen, was jedoch 2005 wiederrufen
wurde. Die Eingezogenen mussen auch andere Aufgaben leisten, wie Arbeit auf Landwirtschaften oder Baustellen, als
Teil der Entwicklungsprogramme der Regierung. Auch werden sie an anderen Ministerien zugewiesen, wo sie bei
Behorden, Infrastrukturprojekten, Erziehung ua. arbeiten, wobei anzumerken bleibt, dass sie sich ihre Arbeit nicht
aussuchen kénnen. Dadurch ist der eritreische Wehrdienst viel weiter als Militdrdienst und beinhaltet alle Bereiche des
zivilen Lebens. Nach Berichten der eritreischen Regierung wird die Bevolkerung innerhalb der Bestimmungen der
WYDC in umfangreichen Programmen eingesetzt, hauptsachlich Aufforstungen, Boden- und Wassererhaltung,
Neubauten und Lebensmittelsicherheit. Seitdem hat die Regierung den Wehrdienst in eine unbefristete Einberufung
umgewandelt, wobei die Einberufenen den Grof3teil ihres Arbeitslebens in den Dienst des Staates stellen. Diese
Unbegrenztheit nimmt den Wehrpflichtigen ihre Freiheit. Obwohl das Mindestalter 18 Jahre betragt, geht aus einem
Bericht des Kommandanten des Lagers Sawa an das Prasidentenbiiro hervor, dass in der 21. Einberufungsrunde
(August 2007 - Februar 2008) 3.510 vonDie Wehrdienst-Proklamation 82 aus 1995, legt fest, dass alle Eritreer zwischen
18 und 40 Jahren die gesetzliche Pflicht haben, aktiv Wehrdienst zu absolvieren, was sechs Monate an militarischem
Training und 12 Monate an aktiven Militéardienst beinhaltet (Artikel 8,). Reservedienste sind bis zum Alter von 50 Jahren
vorgesehen. Allerdings wurde die Einberufung auf unbestimmte Zeit 2002 mit der Einfihrung der Warsai Yikaalo
Development Campaign (WYDC) institutionalisiert. In der Proklamation sind von der Wehrpflicht ausgenommen:
Behinderte (Artikel 15,) und Personen, die ihren Wehrdienst schon vor der Bekanntmachung der Proklamation erflillt
haben sowie Kdmpfer im Unabhangigkeitskrieg (Artikel 12,). Es ist auch festgeschrieben, dass Untaugliche 18 Monate
Dienstleistungen in einem BUro absolvieren sollen und gegebenenfalls entsprechend ihrer Moglichkeiten im Fall einer
Notfallsverordnung zu dienen haben (Artikel 13,). Artikel 14, bietet zeitliche Ausnahmen oder einen Aufschub zB flr
Studenten, die an der Universitat immatrikuliert sind. Zusatzlich gibt es noch politische Ausnahmen zB fiir schwangere
oder stillende Frauen. Geistliche der vier anerkannten Religionen wurden von der Wehrpflicht ausgenommen, was
jedoch 2005 wiederrufen wurde. Die Eingezogenen muissen auch andere Aufgaben leisten, wie Arbeit auf
Landwirtschaften oder Baustellen, als Teil der Entwicklungsprogramme der Regierung. Auch werden sie an anderen
Ministerien zugewiesen, wo sie bei Behdrden, Infrastrukturprojekten, Erziehung ua. arbeiten, wobei anzumerken
bleibt, dass sie sich ihre Arbeit nicht aussuchen kdnnen. Dadurch ist der eritreische Wehrdienst viel weiter als
Militdrdienst und beinhaltet alle Bereiche des zivilen Lebens. Nach Berichten der eritreischen Regierung wird die
Bevolkerung innerhalb der Bestimmungen der WYDC in umfangreichen Programmen eingesetzt, hauptsachlich
Aufforstungen, Boden- und Wassererhaltung, Neubauten und Lebensmittelsicherheit. Seitdem hat die Regierung den
Wehrdienst in eine unbefristete Einberufung umgewandelt, wobei die Einberufenen den Grof3teil ihres Arbeitslebens in
den Dienst des Staates stellen. Diese Unbegrenztheit nimmt den Wehrpflichtigen ihre Freiheit. Obwohl das
Mindestalter 18 Jahre betragt, geht aus einem Bericht des Kommandanten des Lagers Sawa an das Prasidentenbiro
hervor, dass in der 21. Einberufungsrunde (August 2007 - Februar 2008) 3.510 von

9.938 Einberufenen minderjahrig waren. Wehrdienstflichtlingen und Deserteuren droht bis zu funf Jahren Haft. Wer
ins Ausland flieht, um dem Wehrdienst zu entgehen und nicht bis zum Alter von 40 Jahren zurtickkehrt, ist gesetzlich
mit Haft bis zu fUnf Jahren bis zum Alter von 50 Jahren bedroht und seine Rechte auf Lizenzen, Visa, Landbesitz und
Arbeit werden suspendiert. In der Praxis droht diesen Menschen Bestrafung, inklusive langer Haft, Folter und
unmenschlicher Behandlung. Nach der Haft werden sie zurlck in die Armee gezwungen. Ein genaues Zahlenmaterial
an Fluchtlingen, die exekutiert oder in Haft an ihren Verletzungen gestorben sind, ist nicht erhaltlich. Die Méglichkeit,
dem Wehrdienst aus Gewissensgriinden abzulehnen, existiert nicht und die Verweigerung zu dienen wird bestraft.
(HRC 13.05.2014, Rz 30 ff.)

Einer der am haufigsten genannten Griinde fur die Flucht ist der Militdrdienst in Eritrea, der offiziell auf 18 Monate
begrenzt ist. Tatsachlich aber kann er ein Jahrzehnt dauern, ohne dass dem Rekruten Griinde genannt werden. Das
Land ist seit seinem Grenzkrieg mit Athiopien, der im Jahr 2000 endete, in einem permanenten Zustand der
Generalmobilmachung. Selbst 50 Jahre alte Manner werden regelmafig zum Militar eingezogen, dessen Offiziere fur
ihre Willkur bertchtigt sind (FAZ 14.04.2014).

Ein Recht zur Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgrinden und einen Ersatzdienst gibt es nicht;
Wehrdienstverweigerung wird mit Umerziehungslageraufenthalten oder mit Gefangnis bestraft. Die Anzahl der
Wehrdienstverweigerer und der Fahnenflichtigen ist steigend. Dem versucht das Regime durch haufige Razzien in den



Nachtclubs von Asmara, Keren, Dekemhare und Massawa entgegen zu wirken. Verwandte von
Wehrdienstverweigerern oder Fahnenfliichtigen mussen ebenfalls mit Bestrafung rechnen, sofern sie bei der Flucht
geholfen haben (AA August 2015).

In seinem Leitfaden fur Asylfragen betreffend Eritrea aus dem Jahr 2009 gibt UNHCR an, dass gegen Deserteure eine
"shoot to kill"-Weisung erlassen wurde. Die Regierung bestreitet dies. Es gibt Berichte Uber sexuelle Nétigung und
Gewalt, bis hin zu Vergewaltigung, gegentber weiblichen Rekruten. Nach Aussagen von Betroffenen wurden weibliche
Rekruten unter Androhung eines verscharften Militdrdienstes oder der Aussetzung von Heimreisen zum
Geschlechtsverkehr mit Vorgesetzten gezwungen. Eine Weigerung fuhrte in manchen Fallen zu Internierung,
Misshandlungen und Folter, wie zum Beispiel Nahrungsentzug oder dem Aussetzen extremer Hitze (AA August 2015).
Den Nationaldienstleistenden werden geringe Léhne gezahlt, die nicht zur Deckung der Grundbediirfnisse ihrer
Familien ausreichen (Al 23.5.2013). Der Sold betragt im ersten Jahr Nationaldienst 145 Nakfa pro Monat und wird
danach schrittweise auf 500 Nakfa angehoben. Dieser Betrag ist auch in Eritrea nur ein "Taschengeld" und bietet den
Angehdrigen keine Perspektive, einmal eine Familie grinden zu kdnnen bzw. unabhangig zu werden (BFM 10.9.2013).
Die Mehrheit der Rekruten im Nationaldienst sind der Armee zugeteilt; andere kommen in Einheiten, die produktiven
Aktivitaten nachgehen, wie etwa beim Bau von Hausern, DaAmmen, StralBen, Brlicken, Spitalern, Gesundheitszentren,
Schulen usw. Andere arbeiten in staatlichen oder von der Regierungspartei gehaltenen Banken, auf Farmen, privaten
Baustellen usw. Unabhdngig von der individuellen Zuweisung befinden sich alle Rekruten im Rahmen des
Nationaldienstes. AuBerdem vermietet das Verteidigungsministerium Rekruten auch an private Unternehmen. Die
Gehalter werden nicht den Nationaldienstleistenden sondern dem Ministerium ausbezahlt. Insgesamt erhalten die
Rekruten - egal wohin sie zugeteilt wurden - ein einheitliches Taschengeld (Prof. Gaim Kibreab 10.2014).

Menschen aus Eritrea beflrchten aus guten Grinden, verfolgt und bestraft zu werden, wenn sie den zeitlich
unbegrenzten Nationaldienst umgehen. Deswegen und wegen anderer Menschenrechtsverletzungen haben dem UN-
Fluchtlingskommissariat zufolge im Jahr 2013 weltweit 83 Prozent aller Asylsuchenden aus Eritrea eine Form von
Schutz erhalten (HRW 9.11.2014). Die Regierung belegt Familien von Deserteuren mit Kollektivstrafen indem sie
gezwungen werden, hohe Strafen zu bezahlen oder indem sie inhaftiert werden (FH 23.1.2014).

Die Warsai Yikealo Kampagne wurde im Mai 2002 gestartet. Mit dieser Kampagne wurde der Nationaldienst
unbefristet. Die Regierung hat im Jahr 2003 die hdhere Schulbildung um ein Jahr verlangert und das letzte Jahr der
Ausbildung nach Sawa verlegt. Dort wird die militarische Ausbildung mit der Schulbildung kombiniert, wobei erstere
Prioritat hat. Niemand kann die Matura erlangen, ohne das

12. Schuljahr in Sawa absolviert zu haben. Heute werden die meisten Rekrutierungen Uber die Warsai-Schule in Sawa
vorgenommen, wo alle Oberstufenschiler ihr 12. Schuljahr verbringen mussen. Bevor der Nationaldienst in Eritrea auf
unbestimmte Zeit verlangert wurde, kamen laut einer Untersuchung 38% nach Sawa, nachdem sie ihren
Einberufungsbefehl erhalten hatten; 20% kamen nach Sawa, indem sie direkt nach Ende des 11. Schuljahres von der
Warsai-Schule rekrutiert worden waren; weitere 16% wurden "eingesammelt" bzw. zwangsweise nach Sawa Uberstellt.
Nach Einfihrung der unbestimmten Dauer des Nationaldienstes stieg die Zahl letzterer an. Nach Ende des 11.
Schuljahres werden die Schiler automatisch nach Sawa Uberstellt, wo sie unter militarischer Disziplin und in
Kombination mit militarischer Ausbildung das 12. Schuljahr verbringen (Prof. Gaim Kibreab 10.2014).

Quellen:

e Strichaufzahlung
HRC 13.05.2014 - UN Human Rights Council: Report of the Special Rapporteur on the situation of human rights in
Eritrea, Sheila B. Keetharuth [A/HRC/26/45],

http://www.ecoi.net/file_upload/1930_1403098174_a-hrc-26-45-eng.doc, Zugriff: 29.09.2014

e Strichaufzahlung
AA - Auswartiges Amt (August 2015): Bericht Gber die asyl- und abschieberelevante Lage in Eritrea

e Strichaufzahlung
Al - Amnesty International (23.5.2013): Amnesty International Report 2013 - Zur weltweiten Lage der
Menschenrechte - Eritrea, http://www.ecoi.net/local_link/247944/374078_de.html, Zugriff 4.9.2013

e Strichaufzahlung



BFM - Bundesamt fir Migration (Schweiz) (10.9.2013): Information des BFM, E-Mail

e Strichaufzéhlung
FAZ - Frankfurter Allgemeine Zeitung (14.04.2014): Eritrea, Das afrikanische Nordkorea,

http://www.faz.net/aktuell/politik/eritrea-das-afrikanische-nordkorea-12895245.html, Zugriff 20.11.2014

e Strichaufzéhlung
FH - Freedom House (23.1.2014): Freedom in the World 2014 - Eritrea,
http://www.ecoi.net/local_link/282632/413020_de.html, Zugriff 18.11.2014

e -Strichaufzéhlung
HRW - Human Rights Watch (9.11.2014): "Make Their Lives Miserable"; Israel's Coercion of Eritrean and Sudanese
Asylum Seekers to Leave Israel,

http://www.ecoi.net/local_link/285812/403467_en.html, 17.11.2014

e Strichaufzéhlung
Prof. Gaim Kibreab (10.2014): The Open-Ended Eritrean National Service: The Driver of Forced Migration. Paper
for the European Asylum Support Office Practical Cooperation Meeting on Eritrea, 15-16 October 2014, Valleta,
Malta

Allgemeine Menschenrechtslage

Die Auslibung von Grundrechten, wie z.B. Rede- und Meinungsfreiheit, Versammlungs- und Religionsfreiheit, ist nicht
oder nur extrem eingeschrankt moglich. Eine freie Presse existiert nicht; Rundfunk und Fernsehen unterliegen
staatlicher Kontrolle. Die Justiz ist als Teil des Justizministeriums von diesem abhangig, es gibt Sondergerichte. Eine
organisierte politische Opposition innerhalb Eritreas gibt es nicht. Zahlreiche Regimekritiker wurden seit 2001 ohne
rechtsstaatliches Verfahren verhaftet und sind seit Jahren ohne jeden Kontakt zur AuBenwelt an geheimen Orten
inhaftiert (AA 10.2013a).

In  Eritrea kommt es zu massiven Verletzungen der Menschenrechte. Nach Angaben von
Menschenrechtsorganisationen und des US-Aullenministeriums befinden sich politische Gefangene meist ohne
Anklage und ohne Kontakt zur AuBenwelt an unbekannten Orten unter unmenschlichen Bedingungen in Haft.
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sind in Eritrea nicht gewdhrleistet. Unter Berufung auf den noch immer
schwelenden Grenzkonflikt mit Athiopien und die seit Dezember 2009 verhangten Sanktionen des Weltsicherheitsrates
lehnt die eritreische Regierung weitreichende politische, rechtliche und wirtschaftliche Reformen ab, macht allerdings
langsame Fortschritte bei der Kodifizierung des Rechts. Von den im Jahr 2001 inhaftierten hochrangigen Mitgliedern
der Regierungspartei, die sich seitdem ohne Verfahren in Haft befinden, sollen nach Aussagen eines nach Athiopien
geflohenen Gefangniswarters Uber die Halfte inzwischen verstorben sein. Menschenrechtsorganisationen kénnen in
Eritrea nicht tatig sein. Eine freie Presse existiert nicht. Es ist daher sehr schwierig, menschenrechtsrelevante
Informationen zu erhalten und auf ihren Wahrheitsgehalt zu prafen. (AA August 2015). Im Juli 2012 ernannte der UN-
Menschenrechtsrat einen Sonderberichterstatter fir Eritrea und reagierte damit auf "die anhaltenden, weit
verbreiteten und systematischen Menschenrechtsverletzungen durch die eritreischen Behorden". Die eritreische
Regierung lehnte die Ernennung als politisch motiviert ab (Al 23.5.2013)

Der UN-Menschenrechtsrat hat die Bildung einer Untersuchungskommission fur Eritrea beschlossen. Es ist nach Syrien
und Nordkorea die dritte Konfliktregion, fir welche das UN-Gremium eine Kommission einsetzt. Die
Untersuchungskommission soll ihren ersten Bericht bis Mdrz 2015 erstellen. In einer Erkldrung verurteilte der UN-
Menschenrechtsrat die anhaltenden und systematischen Verletzungen der Menschenrechte durch die eritreischen
Behorden. Es komme zu willkirlichen und aullergerichtlichen Hinrichtungen, Folter und unhaltbaren
Haftbedingungen. Der Rat forderte ferner ein Ende der Praxis des zeitlich nicht begrenzten Militardienstes und des
SchieRBbefehls an den Landesgrenzen, der Eritreer vor einem Verlassen des Landes abschrecken soll. Seit Jahresbeginn
fliehen nach Angaben der UN jedes Monat fast 4.000 Personen. Sie wollten brutaler Unterdriickung und Zwangsarbeit
entkommen, hiel3 es weiter (BAMF 28.7.2014).

Quellen:

e Strichaufzahlung



AA - Auswartiges Amt (10.2013a): Eritrea - Innenpolitik, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Eritrea/Innenpolitik_node.html, Zugriff 18.11.2014

e Strichaufzéhlung
AA - Auswartiges Amt (August 2015): Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in Eritrea

e Strichaufzdhlung
Al - Amnesty International (23.5.2013): Amnesty International Report 2013 - Zur weltweiten Lage der
Menschenrechte - Eritrea, http://www.ecoi.net/local_link/247944/374078_de.html, Zugriff 4.9.2013

e Strichaufzdhlung
BAMF - Bundesamt fur Migration und Fllichtlinge (28.7.2014):
Briefing Notes vom 28.07.2014,

http://www.ecoi.net/file_upload/4232_1411721607_deutschland-bundesamt-fuer-migration-und-fluechtlinge-briefing-
notes-28-07-2014-deutsch.pdf, 17.11.2014

Haftbedingungen

Die Haftbedingungen kommen grausamer, unmenschlicher und erniedrigender Behandlung gleich. Eine groe Anzahl
von Gefangenen wird in Schiffscontainer eingesperrt oder in unterirdischen Zellen untergebracht, die sich vielfach in
Wistenregionen befinden, wo sie extremer Hitze und Kalte ausgesetzt sind (Al 23.5.2013; vgl. HRW 21.1.2014; vgl. FH
23.1.2014). Die Gefangenen erhalten weder ausreichende Nahrung noch sauberes Trinkwasser. Haufig ist die
medizinische Versorgung unzureichend oder wird den Gefangenen ganz verweigert. Es befinden sich nach wie vor
Tausende gewaltlose und andere politische Gefangene unter entsetzlichen Bedingungen in Haft. Unter ihnen sind
Politiker, Journalisten und Menschen, die ihren Glauben praktizierten. Auch Personen, die sich dem Militardienst
entziehen, das Land verlassen oder sich ohne Erlaubnis frei im Land bewegen wollten, gehéren dazu. Einige gewaltlose
politische Gefangene befinden sich bereits (ber ein Jahrzehnt ohne Anklage in Haft. In der Offentlichkeit bekannte
Gefangene durfen keine Besuche empfangen, und in den meisten Fallen wissen ihre Familien nicht, wo sie sich
befinden und wie es ihnen gesundheitlich geht. Die Regierung weigert sich nach wie vor, Meldungen zu bestatigen oder
zu dementieren, denen zufolge eine Reihe von Gefangenen in Haft verstorben sind (Al 23.5.2013). Den Gefangenen
wird oft medizinische Behandlung verweigert. Die Regierung betreibt ein Netzwerk geheimer Hafteinrichtungen (FH
23.1.2014).Die Haftbedingungen kommen grausamer, unmenschlicher und erniedrigender Behandlung gleich. Eine
grofRe Anzahl von Gefangenen wird in Schiffscontainer eingesperrt oder in unterirdischen Zellen untergebracht, die
sich vielfach in Wustenregionen befinden, wo sie extremer Hitze und Kalte ausgesetzt sind (Al 23.5.2013; vergleiche
HRW 21.1.2014; vergleiche FH 23.1.2014). Die Gefangenen erhalten weder ausreichende Nahrung noch sauberes
Trinkwasser. Haufig ist die medizinische Versorgung unzureichend oder wird den Gefangenen ganz verweigert. Es
befinden sich nach wie vor Tausende gewaltlose und andere politische Gefangene unter entsetzlichen Bedingungen in
Haft. Unter ihnen sind Politiker, Journalisten und Menschen, die ihren Glauben praktizierten. Auch Personen, die sich
dem Militdrdienst entziehen, das Land verlassen oder sich ohne Erlaubnis frei im Land bewegen wollten, gehdren
dazu. Einige gewaltlose politische Gefangene befinden sich bereits Uber ein Jahrzehnt ohne Anklage in Haft. In der
Offentlichkeit bekannte Gefangene diirfen keine Besuche empfangen, und in den meisten Féllen wissen ihre Familien
nicht, wo sie sich befinden und wie es ihnen gesundheitlich geht. Die Regierung weigert sich nach wie vor, Meldungen
zu bestatigen oder zu dementieren, denen zufolge eine Reihe von Gefangenen in Haft verstorben sind (Al 23.5.2013).
Den Gefangenen wird oft medizinische Behandlung verweigert. Die Regierung betreibt ein Netzwerk geheimer
Hafteinrichtungen (FH 23.1.2014).

Quellen:

e Strichaufzahlung
Al - Amnesty International (23.5.2013): Amnesty International Report 2013 - Zur weltweiten Lage der
Menschenrechte - Eritrea, http://www.ecoi.net/local_link/247944/374078_de.html, Zugriff 18.11.2014

e Strichaufzahlung
FH - Freedom House (23.1.2014): Freedom in the World 2014 - Eritrea,
http://www.ecoi.net/local_link/282632/413020_de.html, Zugriff 18.11.2014

e Strichaufzahlung



HRW - Human Rights Watch (21.1.2014): World Report 2014 - Eritrea,
http://www.ecoi.net/local_link/267772/395125_de.html, Zugriff 19.11.2014

Todesstrafe

Eritrea hat 1991 das &thiopische Strafrecht von 1957 mit geringfiigigen Anderungen Gbernommen. Danach kann die
Todesstrafe bei mehreren Delikten (ua. Hochverrat, Fahnenflucht und Befehlsverweigerung) ausgesprochen werden.
Seit der Unabhangigkeit ist nach offiziellen Angaben, die nicht Uberprift werden koénnen, aber von
Menschenrechtsorganisationen de facto als gegeben Ubernommen werden, im Rahmen eines de-facto-Moratoriums
noch kein Todesurteil verhangt und vollstreckt worden. Allerdings berichten Menschenrechtsorganisationen und
Anhanger der Opposition von haufigen Todesfallen infolge von Folter und unmenschlichen Haftbedingungen sowie im
Militér von ErschieBungen. Im Dezember 2014 hat Eritrea der Resolution der VNGV Uber ein Moratorium der

Anwendung der Todesstrafe als einer der wenigen afrikanischen Staaten zugestimmt (AA August 2015).
Quellen:

e Strichaufzéhlung
AA - Auswadrtiges Amt (August 2015): Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in Eritrea

Bewegungsfreiheit

Das Gesetz und die nicht umgesetzte Verfassung sehen Bewegungsfreiheit, Reisen ins Ausland, Emigration und
Repatriierung vor; die Regierung beschrankt jedoch alle diese Rechte in der Praxis. Beispielsweise wird Mannern unter
54 Jahren und Frauen unter 47 Jahren fast immer ein Ausreisevisum verweigert. Auslandsreisen werden von der
Regierung stark eingeschrankt, die Voraussetzungen fir den Erhalt von Reisepassen und Ausreisevisa sind
uneinheitlich und nicht transparent. Nichtsdestotrotz reist eine wachsende Zahl an Personen legal nach Dubai, Saudi
Arabien, Agypten und Katar (USDOS 27.2.2014). Es gibt innerhalb Eritreas keine Region, in der man sich der Kontrolle
durch die Regierung entziehen kénnte (AA August 2015).

Quellen:

e Strichaufzahlung

AA - Auswadrtiges Amt (August 2015): Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in Eritrea

e Strichaufzahlung
USDOS - U.S. Department of State (27.2.2014): Country Report on Human Rights Practices 2013 - Eritrea,
http://www.ecoi.net/local_link/270704/400788_de.html, Zugriff 18.11.2014

Behandlung nach Ruckkehr

Nationaldienstpflichtige, die Eritrea illegal verlassen und zu einem spateren Zeitpunkt zurtickzukehren, werden mit
grolRer Wahrscheinlichkeit von den Behdrden friher oder spater als Personen erkannt, die sich dem Nationaldienst
entzogen haben. Von im dienstpflichtigen Alter stehenden Eritreern kdnnen Dokumente lber den absolvierten Dienst
sowie Inlandreisebewilligungen verlangt werden. Laut einem Gesprachspartner, den Landinfo im Jahre 2011 in Asmara
traf, fuhrt das Nichtvorhandensein solcher Dokumente in der Regel zur Uberfilhrung in ein Gefingnis oder eine
Polizeiwache zwecks naherer Abkladrung (Landinfo 28.7.2011). Bei Versuchen, die Grenze nach Athiopien zu
Uberqueren, wird weiterhin auf die Flichtigen scharf geschossen. Auf der Flucht in den Sudan gefasste Personen
wurden willkirlich inhaftiert und heftig mit Schldgen traktiert. Familienangehérige der Geflohenen mussen Geldstrafen
zahlen oder werden inhaftiert. Fir Asylsuchende aus Eritrea, die in ihr Heimatland abgeschoben werden, besteht die
akute Gefahr, willkirlich inhaftiert und gefoltert zu werden (Al 23.5.2013; vgl. FH 23.1.2014). Generell haben
Staatsburger das Recht zurtickzukehren. Staatsburger, die im Ausland leben, missen jedoch nachweisen, dass sie die
2-prozentige Steuer auf im Ausland verdientes Einkommen bezahlt haben, um manche staatliche Dienste in Anspruch
nehmen zu kdnnen, wie etwa Reisepass-Verlangerungen. Wenn eine Person im Ausland gegen Gesetze verstol3en hat,
sich mit einer ernsten ansteckenden Krankheit angesteckt hat, oder ihr von einer anderen Regierung politisches Asyl
verwehrt  worden ist, wird der Antrag um ein Einreisevisa genauer  Uberprift (USDOS
27.2.2014).Nationaldienstpflichtige, die Eritrea illegal verlassen und zu einem spateren Zeitpunkt zurlickzukehren,
werden mit groBer Wahrscheinlichkeit von den Behoérden friiher oder spater als Personen erkannt, die sich dem
Nationaldienst entzogen haben. Von im dienstpflichtigen Alter stehenden Eritreern kdnnen Dokumente Uber den
absolvierten Dienst sowie Inlandreisebewilligungen verlangt werden. Laut einem Gesprachspartner, den Landinfo im



Jahre 2011 in Asmara traf, fiihrt das Nichtvorhandensein solcher Dokumente in der Regel zur Uberfilhrung in ein
Gefangnis oder eine Polizeiwache zwecks naherer Abklarung (Landinfo 28.7.2011). Bei Versuchen, die Grenze nach
Athiopien zu Giberqueren, wird weiterhin auf die Fliichtigen scharf geschossen. Auf der Flucht in den Sudan gefasste
Personen wurden willkurlich inhaftiert und heftig mit Schlagen traktiert. Familienangehorige der Geflohenen mussen
Geldstrafen zahlen oder werden inhaftiert. Fiir Asylsuchende aus Eritrea, die in ihr Heimatland abgeschoben werden,
besteht die akute Gefahr, willkirlich inhaftiert und gefoltert zu werden (Al 23.5.2013; vergleiche FH 23.1.2014).
Generell haben Staatsbirger das Recht zurlckzukehren. Staatsbirger, die im Ausland leben, missen jedoch
nachweisen, dass sie die 2-prozentige Steuer auf im Ausland verdientes Einkommen bezahlt haben, um manche
staatliche Dienste in Anspruch nehmen zu kénnen, wie etwa Reisepass-Verlangerungen. Wenn eine Person im Ausland
gegen Gesetze verstoBen hat, sich mit einer ernsten ansteckenden Krankheit angesteckt hat, oder ihr von einer
anderen Regierung politisches Asyl verwehrt worden ist, wird der Antrag um ein Einreisevisa genauer Uberpruft
(USDOS 27.2.2014).

Es fanden in den letzten Jahren nur sehr wenige Abschiebungen von Eritreern aus der EU statt - GroR3britannien,
Frankreich und Italien haben Ruckfuhrungen bereits seit mehreren Jahren eingestellt. Die USA schieben verurteilte
Straftater weiterhin nach Eritrea ab. Aus Deutschland reisten zwischen 2011 und 2013 acht Asylantragsteller freiwillig
nach Eritrea zurtick. Insgesamt scheint die Einstellung der eritreischen Regierung Flichtlingen gegentiber ambivalent
zu sein: Einerseits versucht sie mit drakonischen MaBnahmen (angeblicher SchieBbefehl bei Fluchtversuchen, nicht
naher bekannte Strafen nach fehlgeschlagenen Fluchtversuchen, Bestrafung von nahen Angehorigen bei erfolgreicher
Flucht, Verweigerung von Reisepassen und Ausreisegenehmigungen) zu verhindern, dass Eritreer sich der nationalen
Dienstpflicht entziehen. Andererseits scheint die Regierung den Exodus, soweit er sich trotz der drastischen
GegenmalBnahmen nicht verhindern lasst, zu nutzen, um potentielle Regimegegner loszuwerden, die im Lande
herrschende Arbeitslosigkeit zu lindern und durch die Erhebung einer 2%igen sogenannten Aufbausteuer von im
Ausland lebenden Eritreern Deviseneinnahmen zu erzielen. Gefllchtete Eritreer erhalten im Ausland in der Regel
problemlos eritreische Passe, sofern sie die geforderte Aufbausteuer entrichten. Soweit - und zwar unabhangig von
der Stellung eines Asylantrags oder einer Betatigung fur eine Oppositionsorganisation im Ausland - einem Ruckkehrer
dagegen die (bloRe) illegale Ausreise, das Umgehen der nationalen Dienstpflicht oder sogar Fahnenflucht vorgeworfen
werden kénnen, muss davon ausgegangen werden, dass die Betroffenen sich bei einer Ruckkehr nach Eritrea wegen
dieser Delikte zu verantworten haben. Die Bestrafung kann von einer bloBen Belehrung bis zu einer Haftstrafe reichen.
Die bloRe Stellung eines Asylantrags 16st keine Verfolgungsmalinahmen aus (AA August 2015).

Quellen:

e Strichaufzéhlung
AA - Auswadrtiges Amt (August 2015): Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in Eritrea

e Strichaufzéhlung
Al - Amnesty International (23.5.2013): Amnesty International Report 2013 - Zur weltweiten Lage der
Menschenrechte - Eritrea, http://www.ecoi.net/local_link/247944/374078_de.html, Zugriff 20.11.2014

e Strichaufzéhlung
FH - Freedom House (23.1.2014): Freedom in the World 2014 - Eritrea,
http://www.ecoi.net/local_link/282632/413020_de.html, Zugriff 18.11.2014

e Strichaufzéhlung
Landinfo (28.7.2011): Temanotat Eritrea: Nasjonaltjeneste, http://www.landinfo.no/asset/2351/1/2351_1.pdf,
Zugriff 18.11.2014

e -Strichaufzéhlung
USDOS - U.S. Department of State (27.2.2014): Country Report on Human Rights Practices 2013 - Eritrea,
http://www.ecoi.net/local_link/270704/400788_de.html, Zugriff 20.11.2014"

2. Beweiswurdigung:
2.1. Zu den Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat:

Die Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat stltzen sich auf die zitierten Quellen. Da diese aktuellen
Landerberichte auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhangiger Quellen von regierungsoffiziellen und



nicht-regierungsoffiziellen Stellen beruhen und dennoch ein in den Kernaussagen ubereinstimmendes Gesamtbild
ohne wesentliche Widerspruche darbieten, besteht im vorliegenden Fall fur das Bundesverwaltungsgericht kein Anlass,
an der Richtigkeit der getroffenen Landerfeststellungen zu zweifeln. Insoweit den Feststellungen zur Lage im
Herkunftsstaat Berichte dlteren Datums zugrunde liegen, ist auszufihren, dass sich seither die darin angeflhrten
Umstande unter Berticksichtigung der dem Bundesverwaltungsgericht von Amts wegen vorliegenden Berichte
aktuelleren Datums fur die Beurteilung der gegenwadrtigen Situation nicht wesentlich geandert haben. Die
Landerfeststellungen wurden mit dem Beschwerdefihrer im Rahmen der Verhandlung erortert.

2.2. Zu den Feststellungen zur Person des Beschwerdefiihrers und zu seinem Fluchtvorbringen:

Die Feststellungen zur Staatsangehorigkeit des Beschwerdeflhrers und zu seiner Religion grinden sich auf die
diesbezlglich glaubhaften Angaben des Beschwerdeflhrers. Seine Identitdt konnte durch Vorlage unbedenklicher
Dokumente festgestellt werden. Die Feststellungen zur Fluchtroute griinden sich auf die diesbezlglich glaubhaften
Angaben des Beschwerdeflhrers.

Das Datum der Antragstellung und die Ausfuhrungen zum Verfahrensverlauf ergeben sich aus dem Akteninhalt.

Die Feststellungen zu den vom Beschwerdefuhrer vorgebrachten Fluchtgrinden beruhen auf den glaubwirdigen
Angaben des Beschwerdeflhrers in der &ffentlichen mindlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht am
28.04.2016, im Rahmen welcher der Beschwerdefihrer bei eingehender Befragung zu seinen Fluchtgrinden einen
persoénlich glaubwirdigen und Uberzeugenden Eindruck hinterlieB. Der Beschwerdeflihrer konnte nachvollziehbar
darlegen, dass er nach vielen Jahren den Wehrdienst/Nationaldienst nicht mehr fortsetzen wollte, da er seine Familie
kaum erndhren konnte. Aus den aktuellen Landerfeststellungen (Bericht der UN-Sonderberichterstatterin vom
13.05.2014) ergibt sich, dass gemaR Art. 8 der Wehrdienst-Proklamation 82/1995 alle Eritreer zwischen 18 und 40
Jahren die gesetzliche Pflicht haben, aktiv Wehrdienst zu absolvieren und ein Reservedienst bis zum Alter von 50
Jahren vorgesehen ist. Die Einberufung auf unbestimmte Zeit wurde mit Einfihrung der Warsai Yikaalo Development
Campaign 2002 institutionalisiert. Der Beschwerdeflhrer ist mit seinem Lebensalter jedenfalls wehrpflichtig.Die
Feststellungen zu den vom Beschwerdeflhrer vorgebrachten Fluchtgriinden beruhen auf den glaubwirdigen Angaben
des Beschwerdeflihrers in der o6ffentlichen mindlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht am
28.04.2016, im Rahmen welcher der Beschwerdeflhrer bei eingehender Befragung zu seinen Fluchtgriinden einen
persoénlich glaubwirdigen und Uberzeugenden Eindruck hinterlieB. Der Beschwerdeflihrer konnte nachvollziehbar
darlegen, dass er nach vielen Jahren den Wehrdienst/Nationaldienst nicht mehr fortsetzen wollte, da er seine Familie
kaum erndhren konnte. Aus den aktuellen Landerfeststellungen (Bericht der UN-Sonderberichterstatterin vom
13.05.2014) ergibt sich, dass gemaR Artikel 8, der Wehrdienst-Proklamation 82 aus 1995, alle Eritreer zwischen 18 und
40 Jahren die gesetzliche Pflicht haben, aktiv Wehrdienst zu absolvieren und ein Reservedienst bis zum Alter von 50
Jahren vorgesehen ist. Die Einberufung auf unbestimmte Zeit wurde mit EinfUhrung der Warsai Yikaalo Development
Campaign 2002 institutionalisiert. Der Beschwerdefiihrer ist mit seinem Lebensalter jedenfalls wehrpflichtig.

Das Vorbringen des Beschwerdefiihrers war substantiiert, schlissig und widersprach sich nicht. Es ist im Lichte der in
den Feststellungen zu Eritrea enthaltenen Schilderungen zum Vorgehen des Militérs gegen Wehrdienstverweigerer
auch plausibel. Wie sich aus den Landerfeststellungen ergibt, ist ist eine Person, die ins Ausland flieht, um dem
Wehrdienst zu entgehen und nicht bis zum Alter von 40 Jahren zurtickkehrt, gesetzlich mit Haft bis zu funf Jahren
bedroht, wobei auch Folter und unmenschliche Behandlung droht.

3. Rechtliche Beurteilung:

GemaR &8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Eine derartige Regelung wird in den einschlagigen
Materiengesetzen (BFA-VG, AsylG 2005) nicht getroffen und es liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.GemaR
Paragraph 6, BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Eine derartige Regelung wird in den einschlagigen
Materiengesetzen (BFA-VG, AsylG 2005) nicht getroffen und es liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Der Beschwerdeflhrer hat am 05.07.2014 gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz gestellt. Am 15.09.2015
erhob er eine Sdumnisbeschwerde. Die sechsmonatige Entscheidungsfrist des Bundesamtes fir Fremdenwesen und
Asyl gemal’ § 73 Abs. 1 AVG war somit abgelaufen.Der Beschwerdeflhrer hat am 05.07.2014 gegenstandlichen Antrag
auf internationalen Schutz gestellt. Am 15.09.2015 erhob er eine Saumnisbeschwerde. Die sechsmonatige


https://www.jusline.at/gesetz/bvwgg/paragraf/6
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/73

Entscheidungsfrist des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl gemaR Paragraph 73, Absatz eins, AVG war somit
abgelaufen.

Wie sich aus den Verwaltungsakten des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl und aus dem oben dargestellten
Verfahrensgang ergibt, hat das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl keine Ermittlungsschritte gesetzt.

Aus der Aktenvorlage des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 29.01.2016 gehen keine Umstande hervor,
wonach die Verzogerung nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden der Behérde zurlckzufiihren ware. In diesem
Zusammenhang ist weiters anzumerken, dass es sich aus dem Akteninhalt auch nicht ergibt, dass die
Ermittlungsverzégerung durch ein schuldhaftes Verhalten des Beschwerdeflihrers oder durch uniberwindliche
Hindernisse verursacht war. Das Bundesverwaltungsgericht geht daher von einer durch die Behodrde zu

verantwortenden Untatigkeit aus, die die Kriterien des "lUberwiegenden Verschuldens" erfullt.

Daraus folgt, dass die Zustandigkeit hinsichtlich des Antrages auf internationalen Schutz auf das

Bundesverwaltungsgericht Gbergegangen ist und es in der Folge Uber diese Antrage selbst zu entscheiden hat.
ZUA)

GemaR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat,
soweit dieser Antrag nicht bereits gemaR 88 4, 4a oder 5 zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten
zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer
Flichtlingskonvention droht (vgl. auch die Verfolgungsdefinition in§ 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005, die auf Art. 9 der
Statusrichtlinie verweist).Gemal3 Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen
Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht bereits gemal} Paragraphen 4, 4 a, oder 5
zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat
Verfolgung iSd Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, Genfer Flichtlingskonvention droht vergleiche auch die
Verfolgungsdefinition in Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 11, AsylG 2005, die auf Artikel 9, der Statusrichtlinie verweist).

Fluchtling iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ist, wer sich aus der begrindeten Furcht vor Verfolgung wegen der Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehérigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Uberzeugung,
auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich
des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich auRerhalb des Landes seines gewohnlichen
Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land
zurlickzukehren.Flichtling iSd Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK ist, wer sich aus der begrindeten Furcht vor
Verfolgung wegen der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der
politischen Uberzeugung, auRerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich aul3erhalb des
Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt
ist, in dieses Land zurtckzukehren.

Zentraler Aspekt dieses Fluchtlingsbegriffs ist die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung. Eine wohlbegrindete Furcht
vor Verfolgung liegt dann vor, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers unter BerUcksichtigung der
Verhéltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in
einer konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation
aus Konventionsgrinden furchten wirde (vgl. VwWGH 09.03.1999, 98/01/0370). Verlangt wird eine "Verfolgungsgefahr",
wobei unter Verfolgung ein Eingriff von erheblicher Intensitdt in die vom Staat zu schiitzende Sphare des Einzelnen zu
verstehen ist, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw.
der Ruckkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in
der Genfer Fluchtlingskonvention genannten Grinden haben und muss ihrerseits Ursache daflir sein, dass sich die
betreffende Person auBerhalb ihres Heimatlandes bzw. des Landes ihres vorigen Aufenthaltes befindet. Die
Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewohnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein.
Zurechenbarkeit bedeutet nicht nur ein Verursachen, sondern bezeichnet eine Verantwortlichkeit in Bezug auf die
bestehende Verfolgungsgefahr (vgl. VwGH 27.01.2000, 99/20/0519). Nach der standigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VWGH 28.03.1995, 95/19/0041; 26.02.2002, 99/20/0509 mwN; 17.09.2003, 2001/20/0177)
ist eine Verfolgungshandlung nicht nur dann relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen Organen (aus Grinden der
GFK) gesetzt worden ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, Handlungen mit
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Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern diese Handlungen - wirden
sie von staatlichen Organen gesetzt - asylrelevant waren. Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann nur dann
zur Asylgewahrung fuhren, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden Funktionierens der
Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann (vgl. VWGH vom 22.03.2003, 99/01/0256 mwN).Zentraler Aspekt dieses
Fluchtlingsbegriffs ist die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung. Eine wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung liegt
dann vor, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers unter Berucksichtigung der Verhaltnisse im
Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer
konkreten Situation tatsachlich furchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation aus
Konventionsgriinden  flrchten wlrde vergleiche VwGH 09.03.1999, 98/01/0370). Verlangt wird eine
"Verfolgungsgefahr", wobei unter Verfolgung ein Eingriff von erheblicher Intensitdt in die vom Staat zu schitzende
Sphare des Einzelnen zu verstehen ist, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes
des Heimatstaates bzw. der Riickkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr muss
ihre Ursache in den in der Genfer Flichtlingskonvention genannten Griinden haben und muss ihrerseits Ursache daftr
sein, dass sich die betreffende Person auBerhalb ihres Heimatlandes bzw. des Landes ihres vorigen Aufenthaltes
befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewdhnlichen Aufenthaltes
zurechenbar sein. Zurechenbarkeit bedeutet nicht nur ein Verursachen, sondern bezeichnet eine Verantwortlichkeit in
Bezug auf die bestehende Verfolgungsgefahr vergleiche VwGH 27.01.2000, 99/20/0519). Nach der standigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwWGH 28.03.1995, 95/19/0041; 26.02.2002, 99/20/0509 mwN;
17.09.2003, 2001/20/0177) ist eine Verfolgungshandlung nicht nur dann relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen
Organen (aus Grunden der GFK) gesetzt worden ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der
Lage ist, Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern
diese Handlungen - wirden sie von staatlichen Organen gesetzt - asylrelevant waren. Eine von dritter Seite
ausgehende Verfolgung kann nur dann zur Asylgewdhrung fihren, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht
ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann vergleiche VWGH vom 22.03.2003,
99/01/0256 mwnN).

Nach der Rechtsprechung des VwGH ist der Begriff der "Glaubhaftmachung" im AVG oder in den
Verwaltungsvorschriften iSd ZPO zu verstehen. Es genlgt daher diesfalls, wenn der [Beschwerdeflhrer] die Behérde
von der (Uberwiegenden) Wahrscheinlichkeit des Vorliegens der zu bescheinigenden Tatsachen Uberzeugt. Diesen trifft
die Obliegenheit zu einer erhéhten Mitwirkung, dh er hat zu diesem Zweck initiativ alles vorzubringen, was fir seine
Behauptung spricht (Hengstschlager/Leeb, AVG § 45 Rz 3 mit Judikaturhinweisen). Die "Glaubhaftmachung"
wohlbegrindeter Furcht setzt positiv getroffene Feststellungen seitens der Behérde und somit die Glaubwiirdigkeit der
"hierzu geeigneten Beweismittel", insbesondere des diesen Feststellungen zugrundeliegenden Vorbringens des
Asylwerbers voraus (vgl. VWGH 19.03.1997, 95/01/0466). Die Frage, ob eine Tatsache als glaubhaft gemacht zu
betrachten ist, unterliegt der freien Beweiswirdigung der Behdrde (VwGH 27.05.1998, 97/13/0051).Nach der
Rechtsprechung des VwWGH ist der Begriff der "Glaubhaftmachung" im AVG oder in den Verwaltungsvorschriften iSd
ZPO zu verstehen. Es genlgt daher diesfalls, wenn der [Beschwerdeflihrer] die Behdrde von der (Uberwiegenden)
Wahrscheinlichkeit des Vorliegens der zu bescheinigenden Tatsachen Uberzeugt. Diesen trifft die Obliegenheit zu einer
erhdhten Mitwirkung, dh er hat zu diesem Zweck initiativ alles vorzubringen, was fur seine Behauptung spricht
(Hengstschlager/Leeb, AVG Paragraph 45, Rz 3 mit Judikaturhinweisen). Die "Glaubhaftmachung" wohlbegrindeter
Furcht setzt positiv getroffene Feststellungen seitens der Behorde und somit die Glaubwirdigkeit der "hierzu
geeigneten Beweismittel", insbesondere des diesen Feststellungen zugrundeliegenden Vorbringens des Asylwerbers
voraus vergleiche VWGH 19.03.1997, 95/01/0466). Die Frage, ob eine Tatsache als glaubhaft gemacht zu betrachten ist,
unterliegt der freien Beweiswirdigung der Behdrde (VwGH 27.05.1998, 97/13/0051).

Relevant kann daruber hinaus nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung vorliegen, auf
diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit maRRgeblicher
Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Fluchtlingskonvention genannten Griinden zu
beflrchten habe (VWGH 19.10.2000, 98/20/0233).Relevant kann daruber hinaus nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr
sein; sie muss bei Bescheiderlassung vorliegen, auf diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente
Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit malRgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Artikel eins,
Abschnitt A Ziffer 2, Genfer Fluchtlingskonvention genannten Grinden zu beflrchten habe (VwGH 19.10.2000,
98/20/0233).
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Aufgrund der oben im Rahmen der Beweiswlrdigung dargestellten Erwagungen ist es dem Beschwerdeflhrer
gelungen, glaubhaft zu machen, dass der behauptete Sachverhalt verwirklicht worden ist. Ein Beweis desselben ist
dagegen nicht erforderlich. Diesem herabgesetzten MaR3stab ist der Beschwerdefuhrer mit seinen Ausfihrungen bei
Abwagung der Gesamtumstande gerecht geworden.

Der Verwaltungsgerichtshof vertritt die Ansicht, dass auch die Gefahr einer allen Wehrdienstverweigerern bzw.
Deserteuren im Herkunftsstaat gleichermal3en drohenden Bestrafung u.a. dann zur Asylgewahrung fihren kann, wenn
das Verhalten des Betroffenen im Einzelfall auf politischen oder religidsen Uberzeugungen beruht und den Sanktionen
- wie etwa bei der Anwendung von Folter - jede VerhaltnismaBigkeit fehlt. Ist Letzteres der Fall, so kann dies aber auch
auf der - generellen - Unterstellung einer oppositionellen Gesinnung beruhen, womit unabhangig von einer der
Wehrdienstverweigerung bzw. Desertion im konkreten Fall wirklich zugrunde liegenden religiosen oder politischen
Uberzeugung der erforderliche Zusammenhang zu einem Konventionsgrund gegeben wére (VWGH 21.03.2002,
99/20/0401).

Im vorliegenden Fall trifft diese Konstellation zu, namlich dass dem Beschwerdeflhrer aufgrund der Desertion eine
oppositionelle Gesinnung zumindest unterstellt wird und es derzeit nicht mit der erforderlichen Wahrscheinlichkeit
auszuschlieBBen ist, dass er deshalb bei einer Riickkehr nach Eritrea Verfolgungshandlungen in Form von langer Haft,
Folter und unmenschlicher Behandlung ausgesetzt ware. Das Bundesverwaltungsgericht ist daher im
gegenstandlichen Fall der Ansicht, dass der Beschwerdeflihrer wegen einer der Regierung oppositionellen politischen
Gesinnung als Fluchtling im Sinne von Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK anzusehen ist, wobei nach standiger
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes selbst eine unterstellte politische Gesinnung fur die Erfullung dieses
Tatbestandsmerkmales ausreichend ist (vgl. zB VwGH 18.07.2002, 2000/20/0108; 31.01.2002, 99/20/0531; 21.08.2001,
2000/01/0087).Im vorliegenden Fall trifft diese Konstellation zu, ndmlich dass dem Beschwerdefihrer aufgrund der
Desertion eine oppositionelle Gesinnung zumindest unterstellt wird und es derzeit nicht mit der erforderlichen
Wahrscheinlichkeit auszuschlie3en ist, dass er deshalb bei einer Ruckkehr nach Eritrea Verfolgungshandlungen in
Form von langer Haft, Folter und unmenschlicher Behandlung ausgesetzt ware. Das Bundesverwaltungsgericht ist
daher im gegenstandlichen Fall der Ansicht, dass der Beschwerdeflhrer wegen einer der Regierung oppositionellen
politischen Gesinnung als Flichtling im Sinne von Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der GFK anzusehen ist, wobei nach
standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes selbst eine unterstellte politische Gesinnung fur die Erfallung
dieses Tatbestandsmerkmales ausreichend ist vergleiche zB VwGH 18.07.2002, 2000/20/0108; 31.01.2002,99/20/0531;
21.08.2001, 2000/01/0087).

Bei der vorliegenden Konstellation kann im gegenstandlichen Fall auch nicht mit der erforderlichen maf3geblichen
Wahrscheinlichkeit angenommen werden, dass der Beschwerdeflhrer Gber die Méglichkeit verfigen wiirde, sich in
Eritrea in einer anderen Region niederzulassen, zumal es laut den oben zitierten Landerfeststellungen innerhalb
Eritreas keine Region gibt, in der man sich der Kontrolle durch die Regierung entziehen kénnte.

Es sind auch im Zuge des Verfahrens keine Hinweise hervorgekommen, wonach einer der in Art. 1 Abschnitt C oder F
der GFK genannten Endigungs- oder Ausschlusstatbestande eingetreten sein kénnte.Es sind auch im Zuge des
Verfahrens keine Hinweise hervorgekommen, wonach einer der in Artikel eins, Abschnitt C oder F der GFK genannten
Endigungs- oder Ausschlusstatbestande eingetreten sein kdnnte.

Der Beschwerdefiihrer konnte somit glaubhaft machen, dass ihm im Herkunftsstaat insbesondere aufgrund seiner ihm
zumindest unterstellten politischen Uberzeugung Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK droht.Der
Beschwerdefiihrer konnte somit glaubhaft machen, dass ihm im Herkunftsstaat insbesondere aufgrund seiner ihm
zumindest unterstellten politischen Uberzeugung Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK droht.

GemalR § 3 Abs. 5 AsylG 2005 ist die Entscheidung, mit der einem Fremden von Amts wegen oder aufgrund eines
Antrages auf internationalem Schutz der Status des Asylberechtigten zuerkannt wird, mit der Feststellung zu
verbinden, dass diesem Fremden damit kraft Gesetzes die Flichtlingseigenschaft zukommt.GemaR Paragraph 3,
Absatz 5, AsylG 2005 ist die Entscheidung, mit der einem Fremden von Amts wegen oder aufgrund eines Antrages auf
internationalem Schutz der Status des Asylberechtigten zuerkannt wird, mit der Feststellung zu verbinden, dass
diesem Fremden damit kraft Gesetzes die Flichtlingseigenschaft zukommt.

Der Beschwerde ist daher gemal3 § 28 Abs. 2 VWGVG iVm § 3 Abs. 1 AsylG 2005 stattzugeben und festzustellen, dass
dem Beschwerdeflhrer kraft Gesetzes die Flichtlingseigenschaft zukommt.Der Beschwerde ist daher gemal}
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Paragraph 28, Absatz 2, VwGVG in Verbindung mit Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005 stattzugeben und
festzustellen, dass dem Beschwerdeflhrer kraft Gesetzes die Flichtlingseigenschaft zukommt.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaf Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf}
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer solchen Rechtsprechung, des
Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.
Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stitzen. Die maR3gebliche Rechtsprechung wurde bei
den Erwagungen zu den einzelnen Spruchpunkten zu Spruchteil A wiedergegeben. Insoweit die in der rechtlichen
Beurteilung angefiihrte Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu friiheren Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach
Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts auf die inhaltlich meist véllig gleichlautenden Bestimmungen der nunmehr
geltenden Rechtslage unverandert Ubertragbar.Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil
die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder
weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch
fehlt es an einer solchen Rechtsprechung, des Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei
allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin
klare Rechtslage stltzen. Die malgebliche Rechtsprechung wurde bei den Erwdgungen zu den einzelnen
Spruchpunkten zu Spruchteil A wiedergegeben. Insoweit die in der rechtlichen Beurteilung angefihrte Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes zu friiheren Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts
auf die inhaltlich meist véllig gleichlautenden Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage unverandert
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